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„Lex Vodafone“? – Indien
verunsichert ausl�ndische Investoren

Ausl�ndische Investoren beobachten
mit Spannung den „Fall Vodafone“ und
die rechtlichen und politischen Weite-
rungen, die dieser in Indien nimmt:

Dabei hatte man bei Vodafone, im indi-
schen Markt drittgr�ßter Mobilfunkan-
bieter, zun�chst aufgeatmet: Im Januar
2012 entschied der indische Supreme
Court zu Gunsten von Vodafone, dass
der Konzern keine Steuern in H�he von
2,2 Mrd. US-Dollar nachzahlen muss.
Der mehrj�hrige Rechtsstreit zwischen
Vodafone und den indischen Steuerbe-
h�rden schien damit beigelegt. Hinter-
grund war der Kauf des indischen Mo-
bilfunkunternehmens Hutchison Essar
Limited, einer Tochtergesellschaft von
Hutchison Whampoa, im Jahr 2007. Die
11 Mrd. US-Dollar-�bernahme wurde
seinerzeit �ber die Cayman-Inseln abge-
wickelt. Indische Steuerbeh�rden woll-
ten die Kapitalgewinne aus dieser �ber-
nahme besteuern. Vodafone verweigerte
dies mit der Begr�ndung, dass weder
Vodafone noch Hutchison Essar Limited
ihren Sitz in Indien h�tten und es sich
daher um eine Transaktion zwischen
zwei ausl�ndischen Unternehmen han-
dele. Außerdem sei eine eventuell anfal-
lende Steuer nach anwendbarem Recht
allenfalls vom Verk�ufer, nicht aber
vom K�ufer zu zahlen – der Gewinn sei
auf Seiten von Hutchison entstanden.

Dieser Auffassung trat der High Court
in Mumbai in erster Instanz jedoch ent-
gegen. Die Forderung der indischen
Steuerbeh�rden sei berechtigt, da vorlie-
gend ein Großteil der capital assets in
Indien liege und nach lokalem indi-
schem Recht in dieser Konstellation der
K�ufer steuerpflichtig sei. Der von Vo-
dafone angerufene Supreme Court hin-
gegen entschied im Januar 2012 anders.
Da nur capital assets, die sich tats�ch-
lich in Indien befinden, versteuert wer-
den k�nnten, es sich aber vorliegend um
eine „bonafide offshore transaction“
zwischen zwei ausl�ndischen Unterneh-
men handele, sei keine Steuerpflicht ge-
geben. Voraussetzung sei jedoch, dass
die Transaktion „auf redliche Weise“
(bonafide) vollzogen und Strukturen f�r
„legitime Wirtschaftsziele“ (legitimate
business purposes) geschaffen wurden.
Dies wurde im aktuellen Fall bejaht. Ge-

gen diese Entscheidung des Supreme
Court legten die indischen Steuerbeh�r-
den umgehend eine review petition ein.

Damit aber nicht genug der Unsicherheit
f�r Vodafone: Im M�rz 2012 pr�sentier-
te die indische Regierung das aktuelle
„Union Budget 2012“ und damit eine
Reihe von Maßnahmen, die vornehm-
lich der Ankurbelung der indischen
Wirtschaft dienen sollen.

Besonderes Aufsehen vor allem bei aus-
l�ndischen Investoren erregte der im ak-
tuellen Budget, dort in der Finance Bill
2012, enthaltene Vorschlag, Section 2
und Section 9 des Income Tax Act, 1961
dergestalt zu �ndern, dass dadurch fak-
tisch das im Januar 2012 ergangene Vo-
dafone-Urteil des Supreme Court nach-
tr�glich ausgehebelt w�rde. Konkret
soll diese �nderung r�ckwirkend ab
dem 1. 4. 1962 wirksam sein – damit
w�rde eine r�ckwirkende Gesetzes�n-
derung �ber einen Zeitraum von 50 Jah-
ren vorgenommen.

Nach indischem Verfassungsrecht ist
eine echte R�ckwirkung von Gesetzen
unzul�ssig. Die Regierung nimmt daher
f�r sich in Anspruch, mit dem Gesetzes-
vorschlag nur bestehende Unklarheiten
im Rahmen des geltenden Rechts durch

„clarificatory amendments“ zu beseiti-
gen und somit insgesamt mehr Rechtssi-
cherheit herzustellen.

Ungeachtet dieser Begr�ndung ist bei
Beobachtern allerdings der Eindruck
entstanden, als versuche die indische
Regierung, durch eine „Lex Vodafone“
diese und �hnlich gelagerte Konstella-
tionen in Indien steuerpflichtig zu ma-

chen. Und ein weiterer Grund wird hin-
ter vorgehaltener Hand angef�hrt: Voda-
fone musste seinerzeit eine Kaution von
300 Mio. US-Dollar hinterlegen; nach
dem Supreme Court-Urteil ist diese
Summe mit 4 % p. a. seit 2007 zu verzin-
sen und an Vodafone zu erstatten. Die in-
dische Regierung k�nnte durchaus ein
Interesse daran haben, mit den skizzier-
ten Gesetzesvorschl�gen einen Ver-
gleich hier�ber vorzubereiten. Aus-
l�ndische und indische Juristen jeden-
falls sehen eine derart gravierende r�ck-
wirkende �nderung der Gesetzeslage
als hochproblematisch, wenn nicht gar
verfassungswidrig an.

Die gegenw�rtige Verunsicherung bei
ausl�ndischen Investoren ist groß. Sie
sehen durch eine r�ckwirkende Besteu-
erung von bereits abgeschlossenen Un-
ternehmenstransaktionen die Rechts-
staatlichkeit Indiens in Gefahr und ha-
ben ihre Bedenken sogar in einem offen-
en Brief an den indischen Premiermini-
ster zum Ausdruck gebracht. Es bleibt
somit abzuwarten, ob die Regierung an
der vorgeschlagenen Gesetzes�nderung
tats�chlich festhalten wird. Ihr Vorstoß
ist sicher auch vor dem Hintergrund zu
sehen, dass in Indien mit seinen 28 Bun-
desstaaten und 7 Unionsterritorien stets
irgendwo ein Wahlkampf stattfindet und
die Regierung somit versucht ist, sich
als Streiter f�r die heimische Bev�lke-
rung und die lokale Wirtschaft zu gerie-
ren. In jedem Falle wird man die j�ngs-
ten Schritte der indischen Regierung
aber als kurzsichtig bezeichnen m�ssen,
da sie mit derartigen Vorschl�gen Ge-
fahr l�uft, das Vertrauen internationaler
Investoren zu besch�digen.
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Versucht die indische
Regierung, faktisch
eine r�ckwirkende
Besteuerung von Un-
ternehmensk�ufen
zu erreichen?
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